Umsatzsteuerliche Überlegungen zum Versandhandel

Da beim Versandhandel über das Internet oder über Kataloge eine Vielzahl von Liefergegenständen an Privatkunden und Geschäftskunden im Inland und Ausland versandt werden, ist ein besonderes Augenmerk auf die umsatzsteuerlich zutreffende Behandlung der einzelnen Lieferungen zu richten. Grundsätzlich regelt das Umsatzsteuerrecht, dass, soweit der Liefergegenstand im Inland verbleibt, der Ort der Lieferung dort angesiedelt ist, wo die Lieferung beginnt. 

D

ie Lieferung ist in diesen Fällen grundsätzlich im Inland zu versteuern. Die Umsatzsteuer beträgt für gärtnerische Erzeugnisse wie Pflanzen oder ähnliches 7 Prozent beziehungsweise 10,7 Prozent bei pauschalierenden Betrieben sowie für zugekaufte Hartware wie Keramik oder auch für Erden 19 Prozent. Dies gilt im Inland unabhängig davon, ob der Empfänger der Lieferung ein Unternehmer oder eine Privatperson ist.

Lieferung an Unternehmen in der EU ist umsatzsteuerbefreit

Soweit allerdings der Empfänger nicht im Inland ansässig ist, sondern beispielsweise im EU-Ausland oder auch im sogenannten Drittland, muss unterschieden werden, ob der Empfänger Unternehmer ist oder ob die Lieferung an eine Privatperson erfolgt. Soweit die Lieferung an einen Unternehmer im EU-Gebiet erfolgt, ist sie als sogenannte innergemeinschaftliche Lieferung umsatzsteuerbefreit. Hierfür ist es allerdings notwenig, dass der empfangende Unternehmer seine Umsatzsteueridentifikationsnummer mitteilt. Wenn die Lieferung ins Nicht-EU-Ausland, also in das sogenannte Drittlandsgebiet erfolgt (Beispiel Schweiz), ist die Lieferung als sogenannte Exportlieferung ebenfalls umsatzsteuerbefreit. 

Als Nachweis dafür, dass die Lieferung tatsächlich ins Drittland gelangt ist und insoweit die Umsatzsteuerbefreiung greift, muss der Lieferant Belege vorweisen können, die dies bestätigen. Dies kann durch einen Spediteur oder ein transportierendes Unternehmen erfolgen, beispielsweise durch den Einlieferungsbeleg bei der Deutschen Post oder bei DHL. In den genannten Fällen ist also die Lieferung, soweit entsprechende Belegnachweise erbracht sind, umsatzsteuerfrei.

Bei Privatpersonen: Ende der Lieferung steuerrelevant

Komplizierter wird es, wenn der Empfänger der Versandlieferung kein Unternehmer, sondern eine Privatperson ist. In diesen Fällen ist zunächst einmal zu unterscheiden, ob der Besteller im Gebiet der EU ansässig ist oder im Drittlandsgebiet, wie beispielsweise in der Schweiz. Soweit der Besteller im EU-Gebiet ansässig ist, regelt das deutsche Umsatzsteuergesetz grundsätzlich, dass die Lieferung als dort bewirkt gilt, wo die Lieferung endet. Dies bedeutet beispielsweise, bei einer Lieferung an einen Privatkunden in Frankreich ist die Lieferung nicht in Deutschland steuerbar, sondern vielmehr in Frankreich. 

Lieferschwellen in der EU

Das hat zur Folge, dass sich das Versandhandelsunternehmen grundsätzlich in Frankreich registrieren lassen und auch französische Umsatzsteuer in Frankreich abführen müsste. Dies führt zu einem nicht unerheblichen Verwaltungsmehraufwand. Aus diesem Grund hat der Gesetzgeber eine sogenannte Lieferschwelle eingeführt. Dies bedeutet vereinfacht dargestellt, dass, soweit der liefernde Unternehmer eine bestimmte Lieferschwelle, die für jedes EU-Mitgliedsland festgelegt ist, nicht überschreitet, keine Besteuerung im EU-Ausland ausgeführt werden muss. 

In diesen Fällen wird vielmehr wieder der Ort der Lieferung ins Inland verlagert mit der Folge, dass deutsche Umsatzsteuer abgerechnet werden darf. 

Lieferung in Nicht-EU-Länder

Etwas einfacher stellt sich die Lage dar, soweit die Lieferung an eine Privatperson in Nicht-EU-Länder (=“Drittland“) erfolgt. Hier gelten grundsätzlich die gleichen Voraussetzungen wie bei Lieferungen an Unternehmer in diesen Ländern. Das bedeutet, dass der Ort der Lieferung zwar im Inland angesiedelt wird und grundsätzlich eine steuerbare Lieferung vorliegt. Aufgrund der Befreiungsvorschrift für Exportlieferungen muss allerdings keine Umsatzsteuer vom Versandhändler erhoben werden mit der Folge, dass die Lieferung umsatzsteuerfrei erfolgen kann. 

Anteil der Zukaufsware umsatzsteuerlich entscheidend
Die oben ausgeführten Überlegungen zur Umsatzsteuer bei Versandhandels-umsätzen betreffen namentlich Gartenbaubetriebe, die zur umsatzsteuerlichen Regelbesteuerung optiert haben, aber auch pauschalierende Betriebe, soweit Zukaufswaren im Versandhandel vertrieben werden. Dies deshalb, weil ja bei den pauschalierenden Betrieben aufgrund des Hofladenurteils die Zukaufsware umsatzsteuerlich wie bei einem regelbesteuernden Betrieb zu behandeln ist. 

Bei „echten“ pauschalierenden landwirtschaftlichen Betrieben, die über den Versandhandel selbst erzeugte Ware vertreiben, bestehen die oben angeführten Umsatzsteuerprobleme nicht. In diesen Fällen ist es unabhängig davon, ob Ware an Privatkunden oder Geschäftskunden geliefert wird und auch unabhängig davon, ob die Ware im In- oder im Ausland ankommt, immer so, dass Umsatzsteuer in Höhe von 10,7 Prozent auszuweisen ist, die ja nicht an das Finanzamt abgeführt werden muss. Die Besonderheiten bezüglich Exportlieferungen oder auch innergemeinschaftlicher Lieferung, die bei umsatzsteuerlicher Regelbesteuerung zu Steuerbefreiungen führt, gelten für die pauschalierenden Betriebe nicht. Insoweit darf also eigentlich keine Umsatzsteuer mit 0 Prozent in Rechnung gestellt werden, sondern auch bei grenzüberschreitenden Lieferungen ist die Umsatzsteuer mit 10,7 Prozent in Rechnung zu stellen. Wer diesen Steuersatz pragmatischerweise bei Lieferungen an Privatkunden im Ausland einfach weglässt, hat derzeit aber auch keine Restriktionen zu fürchten. 

Verkaufsplattformen: Leistung unter Unternehmern
Häufig werden im Versandhandel Umsätze über Verkaufsplattformen, beispielsweise eBay, getätigt. Bei den genannten Verkaufsplattformen handelt es sich überwiegend um ausländische Unternehmer, die in der Praxis häufig ausländische Umsatzsteuer, zum Beispiel aus Luxemburg mit 15 Prozent, in Rechnung stellen. 

Grundsätzlich liegt bezüglich der Leis-tung beispielsweise von eBay oder amazon an den Versandhändler eine Leistung unter Unternehmern vor. Da der Plattformbetreiber als ausländischer Unternehmer zu werten ist, müsste insoweit die Rechnung ohne den Ausweis von Umsatzsteuer rein netto erfolgen. Der leistungsempfangende Unternehmer, also der Versandhändler, muss in diesen Fällen eigentlich für eBay oder auch amazon die Umsatzsteuer beim Finanzamt anmelden und abführen. Im Gegenzug erhält der Unternehmer einen entsprechenden Vorsteuerabzug. Insoweit greift also die umsatzsteuerliche Reverse-Charge-Regelung. 

In der Praxis zeigt sich allerdings oft, dass die Verkaufsplattformen mit ausländischer Umsatzsteuer abrechnen, die ja der empfangende Unternehmer nicht als Vorsteuer vergütet bekommt. Im Versandhandel muss, soweit Verkaufsplattformen benutzt werden, auf jeden Fall dafür Sorge getragen werden, dass den entsprechenden Plattformbetreibern mitgeteilt wird, dass der Leis-tungsempfänger ein deutscher Unternehmer ist. In diesen Fällen wird die Rechnungstellung durch die großen Verkaufsplattformen problemfrei richtig erfolgen. 

Buchhalterische Überlegung

Häufig werden im Versandhandel auch Zahlungssysteme wie beispielsweise PayPal oder ähnliches eingesetzt. Die praktische Erfahrung zeigt, dass häufig die nach dem Kauf erfolgten Gutschriften von PayPal auf das Bankkonto der Unternehmen als Einnahme verbucht werden. Diesbezüglich muss allerdings deutlich darauf hingewiesen werden, dass das PayPal-Konto selbst als Bankkonto zu werten ist und diesbezüglich auch laufend verbucht werden muss. Ebenso bestehen Aufbewahrungs- und Nachweispflichten bezüglich dieser Konten im gleichen Umfang wie für jedes übrige Bankkonto auch. 

Fazit: Beim Versandhandel im Inland bestehen überwiegend keine steuerlichen Probleme. Wird er über die Grenze hinaus betrieben, ist es empfehlenswert, im Vorfeld mit seinem Steuerberater Rücksprache zu halten.
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